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LANDKREIS GIESSEN 

Der Kreisausschuss 

Az.: 004-02-001/001 

Sachbearbeiter: Kristina Weber 

Telefonnummer:  

Vorlage Nr.: 0163/2026 

Gießen, den 10. August 2026 

 

 

Beschlussvorlage des Kreisausschusses 

 

 

Anträge nach dem Kommunalen Flexibilisierungsgesetz (KommFlexG) - 

Verbandsanträge 

 

Beschluss-Antrag: 

 

Der Kreistag möge beschließen: 

 

1. Der Landkreis beteiligt sich an den nachfolgend genannten landesweiten 

Verbandsanträgen nach § 3 i. V. m. § 5 des Standardbefreiungsgesetzes 

(StbG), die im Rahmen des „AK Haushaltsrecht“ des Hessischen 

Landkreistages abgestimmt und koordiniert beim Hessischen Ministerium 

des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz eingebracht werden: 

 

a) „Rechenschaftsbericht light“ – Ersatz des umfassenden 

Rechenschaftsberichts nach § 112 Abs. 3 HGO durch eine deutlich 

reduzierte, auf steuerungsrelevante Inhalte konzentrierte Fassung 

 

b) Einbeziehung des Finanzanlagevermögens in die Ausnahmeregelung des 

§ 98 Abs. 3 Nr. 1 HGO zum Nachtragshaushalt 

 

c) Wegfall des Verbindlichkeitenspiegels als gesonderte Anlage zum 

Haushaltsplan 

 

d) Anwendung des Festwertverfahrens nach § 35 Abs. 2 GemHVO ohne 

verpflichtende körperliche Bestandsaufnahme, stattdessen auf 

Grundlage geeigneter Mengengerüste 

 

e) Reduzierung der unterjährigen Berichtspflichten zum Haushaltsvollzug 

nach § 28 Abs. 1 GemHVO auf eine bedarfsgerechte bzw. 

anlassbezogene Berichterstattung 

 

f) Beseitigung der zeitlichen Divergenz zwischen der Geltungsdauer von 

Kreditermächtigungen (§ 103 Abs. 3 HGO) und der Verfügbarkeit 

investiver Haushaltsmittel 

 

 

2. Keine Beteiligung: Der Landkreis beteiligt sich nicht an dem Verbandsantrag 

„Verzicht auf den Abdruck der Teilfinanzhaushalte“. Die fachliche Prüfung 

durch FD 20 hat ergeben, dass die Darstellung der Teilfinanzhaushalte im 

Landkreis keinen zusätzlichen Verwaltungsaufwand verursacht, sodass aus 

der beantragten Abweichung kein Nutzen für den Landkreis entsteht. 

 

3. Der/die für das Finanzwesen zuständige Dezernent/Dezernentin wird 

beauftragt, die Beteiligung des Landkreises an den unter Ziffer 1 genannten 
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Verbandsanträgen sowie die Nichtbeteiligung nach Ziffer 2 gegenüber dem 

Hessischen Landkreistag zu erklären und die zuständige 

Kommunalaufsichtsbehörde hierüber gemäß § 3 StbG unverzüglich zu 

informieren. 

 

4. Der Kreistag wird über die Ergebnisse der Erprobungen informiert. 

 

 

 

Begründung: 

 

1. Rechtlicher und politischer Hintergrund 

Mit dem Kommunalen Flexibilisierungsgesetz (KommFlexG), das am 1. März 2026 in 

Kraft getreten ist, hat das Land Hessen einen neuen rechtlichen Rahmen geschaffen, 

um Kommunen zeitlich befristete Abweichungen von landesrechtlichen Standards 

und Verfahrensvorgaben zu ermöglichen. Kernstück des KommFlexG ist das in 

Artikel 1 enthaltene Standardbefreiungsgesetz (StbG), das erstmals eine allgemeine 

gesetzliche Grundlage für befristete Standardausnahmen schafft. 

Das KommFlexG steht im unmittelbaren Zusammenhang mit dem zwischen der 

Hessischen Landesregierung und den Kommunalen Spitzenverbänden 

geschlossenen „Zukunftspakt Kommunen Hessen“. Dieser stellt fest, dass 

Landkreise, Städte und Gemeinden zunehmend durch wachsende Aufgaben, 

steigende Kosten sowie umfangreiche Standards, Dokumentations- und 

Berichtspflichten belastet werden, und verfolgt das Ziel, Bürokratie abzubauen und 

kommunale Handlungsspielräume nach dem Grundsatz „Vertrauen statt Kontrolle“ 

zu stärken. 

Für das kommunale Haushaltsrecht sieht der Zukunftspakt ausdrücklich eine 

Evaluierung und Vereinfachung vor. Grundlage hierfür sind insbesondere Vorschläge 

der Überörtlichen Prüfung kommunaler Körperschaften (ÜPKK), die auf eine 

Verschlankung kommunaler Haushalte, eine Reduzierung von Anlagen und 

Berichtspflichten sowie eine stärkere Steuerungsorientierung hinwirken. 

 

2. Koordinierter Verbandsantrag über den Hessischen Landkreistag 

Nach § 5 StbG können neben einzelnen kommunalen Körperschaften auch die 

Kommunalen Spitzenverbände – der Hessische Landkreistag, der Hessische 

Städtetag sowie der Hessische Städte- und Gemeindebund – stellvertretend für ihre 

Mitglieder Anträge stellen. Ein über den Hessischen Landkreistag koordinierter 

Verbandsantrag bietet gegenüber isolierten Einzelanträgen erhebliche Vorteile: Der 

administrative Aufwand für die einzelne Körperschaft wird reduziert, es entstehen 

landesweit vergleichbare Erprobungsbedingungen, und die gebündelten Interessen 

der Landkreise erhalten gegenüber dem Land mehr Gewicht. Zugleich verbessert die 

koordinierte Vorgehensweise die Erfolgsaussichten für eine spätere dauerhafte 

gesetzliche Änderung. 

Zur fachlichen Bündelung wurde beim Hessischen Landkreistag der „AK 

Haushaltsrecht“ eingerichtet. In dessen Sitzungen – zuletzt am 24. März 2026 – 

wurden insgesamt 26 Antragsideen entwickelt und geclustert. Für die unter Ziffer 1 

des Beschlussantrags genannten sechs Themen besteht bereits Einvernehmen im 

Arbeitskreis; sie sind als landesweite Verbandsanträge ausformuliert und dem 

entsprechenden Bericht als Anlage beigefügt. 

 

3. Sachliche Begründung der einzelnen Antragsgegenstände 

Den dargestellten sechs Anträgen ist gemeinsam, dass sie auf den Abbau von 

Berichts-, Anlage- oder Verfahrenspflichten zielen, deren Aufwand nach 

übereinstimmender Einschätzung des Arbeitskreises und der fachlichen Prüfung 
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durch FD 20 in keinem angemessenen Verhältnis zum tatsächlichen Steuerungs- 

oder Informationsnutzen steht, ohne dass die Transparenz der Haushaltsführung 

oder die demokratische Kontrollfunktion des Kreistags beeinträchtigt werden: 

• Der „Rechenschaftsbericht light“ verzichtet auf weitgehend redundante Inhalte 

des Rechenschaftsberichts, die bereits im Anhang des Jahresabschlusses enthalten 

sind, und verbessert zugleich die Einhaltung gesetzlicher Aufstellungsfristen. Die 

Prognosefähigkeit zur finanziellen Entwicklung ist ohnehin nur eingeschränkt 

gegeben, zudem finden zu Jahresabschlüssen kaum Gremienberatungen statt, die 

den bisherigen Aufwand rechtfertigen würden. 

• Die Einbeziehung des Finanzanlagevermögens in die Ausnahmeregelung des 

§ 98 Abs. 3 Nr. 1 HGO ermöglicht geringfügige Anpassungen im 

Beteiligungsbereich, ohne dass hierfür ein vollständiger Nachtragshaushalt 

erforderlich wird. 

• Der Wegfall des Verbindlichkeitenspiegels beseitigt eine Mehrfachdarstellung 

von Informationen, die bereits im Jahresabschluss und im Finanzstatusbericht 

enthalten sind; die fachliche Bewertung fällt neutral aus, da der Erstellungsaufwand 

bislang gering war. 

• Beim Festwertverfahren entfällt die verpflichtende körperliche 

Bestandsaufnahme zugunsten einer Fortschreibung anhand sachgerechter 

Mengengerüste. Diese Verfahrensweise entspricht bereits der gelebten Praxis im 

Landkreis und hat bisher zu keinen Beanstandungen geführt. 

• Die Reduzierung der Berichtspflichten nach § 28 Abs. 1 GemHVO ermöglicht 

eine bedarfsgerechte statt einer starr mehrfach jährlichen Berichterstattung zum 

Haushaltsvollzug; die bislang erforderlichen Kennzahlen und der Auszug aus dem 

Finanzstatusbericht sind aufwendig und finden in der Praxis kaum Beachtung. 

• Die Verlängerung der Geltungsdauer von Kreditermächtigungen nach § 103 

Abs. 3 HGO synchronisiert deren Befristung mit der tatsächlichen Umsetzungsdauer 

von Investitionsmaßnahmen. Durch Auftragsvergaben gebundene Mittel führen in 

der Praxis häufig dazu, dass die Kreditermächtigung vor Abschluss der Maßnahme 

verfällt, was zu Finanzierungsproblemen führen kann. 

 

4. Keine Beteiligung am Verbandsantrag „Verzicht auf den Abdruck der 

Teilfinanzhaushalte“ 

Abweichend von den übrigen sechs Anträgen wird für den Verbandsantrag „Verzicht 

auf den Abdruck der Teilfinanzhaushalte“ keine Beteiligung empfohlen. Die fachliche 

Prüfung durch FD 20 hat ergeben, dass die parallele Darstellung von Ergebnis- und 

Finanzhaushalt auf Teilhaushaltsebene im Landkreis keinen zusätzlichen 

Verwaltungsaufwand verursacht. Ob die Erläuterungen im Teilfinanzhaushalt oder 

im Investitionsprogramm dargestellt werden, ist für die hiesige Praxis ohne Belang. 

Da dem Landkreis aus der beantragten Abweichung somit kein Effizienzgewinn 

entstünde, wird empfohlen, sich diesem Verbandsantrag nicht anzuschließen. Der 

Vollständigkeit halber wird darauf hingewiesen, dass eine spätere Beteiligung 

möglich bleibt, sollte sich die Einschätzung zu einem späteren Zeitpunkt ändern. 

 

5. Abgrenzung zu weiteren im Arbeitskreis behandelten Themen 

Für einen weiteren Kreis von Themen (u. a. Wegfall der Einzelkreditgenehmigung, 

Wegfall der Anlage „letzter Jahresabschluss“, Reduzierung des Finanzstatusberichts, 

Verzicht auf Bevölkerungsprognosen im Vorbericht, Wegfall bzw. Reduzierung von 

Anlagepflichten für Sondervermögen und Beteiligungen, Modifikation der 

Nachtragspflicht sowie die Anordnungsbefugnis der Kreiskasse) hat das Hessische 

Ministerium des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz bereits eine direkte 

Rechtsänderung im Rahmen der neuen GemHKVO zum 1. Januar 2027 angekündigt. 

Für diese Themen ist daher zum jetzigen Zeitpunkt kein gesonderter Antrag nach 

dem StbG erforderlich; sie sind nicht Gegenstand dieser Beschlussvorlage. 
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Darüber hinaus verfolgt der Arbeitskreis weitere, komplexere Themen (u. a. 

Genehmigungsfiktion bei Kreditaufnahmen im Zusammenhang mit 

Fördermaßnahmen, Vereinfachung von Förderverfahren, Quotierungslösung bei 

vorläufiger Haushaltsführung, Haushaltsgenehmigungsfiktion sowie eine 

grundlegende Vereinfachung des Haushaltsplans nach den Vorschlägen der ÜPKK), 

die aufgrund ihrer rechtlichen und fachlichen Komplexität weiterer Abstimmung 

bedürfen und dem Kreistag zu gegebener Zeit gesondert zur Beschlussfassung 

vorgelegt werden. 

 

6. Erprobungszeitraum und weiteres Verfahren 

Die Erprobung nach dem StbG ist gesetzlich auf höchstens vier Jahre begrenzt. Nach 

Ablauf der Erprobungszeiträume erfolgt eine Auswertung durch das Land mit dem 

Ziel zu prüfen, ob sich aus erfolgreichen Modellvorhaben dauerhafte gesetzliche 

Anpassungen ableiten lassen. Über die Anwendungspraxis und die Ergebnisse wird 

dem Kreistag berichtet. 

Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, dem Beschlussantrag zuzustimmen und 

sich an den unter Ziffer 1 genannten sechs landesweiten Verbandsanträgen zu 

beteiligen sowie die unter Ziffer 2 empfohlene Nichtbeteiligung am Verbandsantrag 

„Verzicht auf den Abdruck der Teilfinanzhaushalte“ zu beschließen. 

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

Es entstehen keine Kosten. 

 

Sonstiges/Bemerkungen: 

 

 

Mitzeichnung: 

 

Fachdienst Finanzen     

  Kristina Weber   

Organisationseinheit  Sachbearbeiter/in  Leiterin der 

Organisationseinheit 

K. Weber 

     

     

     

  Hauptamtlicher 

Kreisbeigeordneter 

Frank Ide 

  

 

Zustimmungsvermerk/Sichtvermerk: 

 

 

 

 

Beschluss des _______________________ 

vom:  

Die Vorlage wird – mit Zusatzbeschluss -  

genehmigt - nicht genehmigt - zurückgestellt 

 

Zur Beglaubigung 
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